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Erhöhung der Ausgaben um CHF 200'000.- im Jahr 2008 

Budgetpostulat zu Gunsten der Suchthilfe Region Basel (SRB) zur Sicherung des Angebotes 
im Suchtbereich. 

Begründung: 

Der Subventionsvertrag für die SRB, gültig für die Jahre 2007 - 2009, sieht einen jährlichen 
Gesamtbetrag von CHF 2'965'000 vor. Davon sind CHF 2'050'000 für die Kontakt und 
Anlaufstellen (K&A, ehemals „Gassenzimmer") eingeplant. Der Kanton Basel-Landschaft hat 
sich an den Kosten der K&A in der Vergangenheit mit jährlich CHF 1'000 000 beteiligt. 

Statistische Erhebungen zur Herkunft der K&A -Benutzenden zeigten im letzten Jahr, dass 
mehr Personen aus BS das Angebot frequentieren, als bisher angenommen. Das Total der 
Besucherinnen blieb 2007 im Vergleich zu 2006 konstant. 

BL hat aufgrund der statistischen Verschiebung seine Beiträge 2007 auf CHF 850'000, für 
2008 auf CHF 800'000 reduziert. 

2007 haben die Gesundheitsdienste diese Differenz ausgeglichen, ab 2008 ist das GD dazu 
nicht mehr bereit. Diese Haltung ist unlogisch, nicht nachvollziehbar und gesundheitspolitisch 
bedenklich. 

Eine Kürzung des Beitrages an die SRB hätte fatale Folgen: Nebst der deutlichen Reduktion 
von Öffnungszeiten müsste dadurch auch Personal abgebaut werden. Die Tagesöffnung am 
Samstag und Sonntag und eine Abendöffnung am Wochenende würden ersatzlos wegfallen. 
Der Personalschlüssel ist aufgrund von Kosteneinsparungen bereits in der Vergangenheit 
aufs absolute Minimum reduziert worden, ohne Einschränkung der Öffnungszeiten ist der 
Betrieb nicht mehr sicher zu führen. 

Die K&A leisten einen unbestritten wichtigen Beitrag zur Reduktion von HIV- und 
Hepatitisneuinfektionen. Es ist davon auszugehen, dass die Beendigung des 7-Tage 
Betriebs zu einer Zunahme von Neuinfektionen führt. Die Folgekosten nur einer zusätzlichen 
HIV-Neuinfektion betragen rund eine halbe Million. 

Die K&A entlasten den öffentlichen Raum und tragen zur Sicherheit und Wohnqualität der 
Stadt bei. Eine Reduktion der Öffnungszeiten leistet der Bildung von offenen Drogenszenen 
Vorschub, ordnungspolitisch nicht wünschbar ist. 

 Martina Saner 


